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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Dies soll auch im Hinblick darauf geschehen, die galoppierende Entwicklung der
Gesundheitskosten besser in den Griff zu bekommen. Da auf den Spitalsektor
annähernd 50 Prozent des Gesamtaufwandes für das Gesundheitswesen entfallen,
wurden vor allem hier Alternativen gesucht. Dabei standen die Bestrebungen um den
Ausbau der Spitex-Leistungen im Vordergrund, deren Uneinheitlichkeit und unsichere
Finanzierung Anlass zu zahlreichen Diskussionen gab. Der Nationalrat folgte der
Empfehlung seiner vorberatenden Kommission und sprach sich dafür aus, die Spitex-
Petition des 1. Schweizerischen Spitexkongresses, die u.a. die versicherungsmässige
Gleichstellung von Spitex- und Spitalpatienten fordert, an die mit der Revision der
Krankenversicherung beauftragte Kommission weiterzuleiten. Der Nationalrat überwies
ein Postulat Fischer (cvp, LU; Po. 88.872), welches den Bundesrat ersucht, zu prüfen, ob
nicht über die Invalidenversicherung angemessene Taggelder ausbezahlt werden
könnten, da die spitalexterne Pflege von den Angehörigen grosse materielle Opfer
verlangt. Von frauenpolitischer Seite wurde befürchtet, Spitex werde das traditionelle
Frauenbild weiter zementieren und zu bedenklichen Lücken in der Altersvorsorge
derjenigen Frauen führen, die für die Pflege ihrer Angehörigen einen
Erwerbsunterbruch in Kauf nehmen. Im Rahmen der 10. AHV-Revision gibt es deshalb
auch Stimmen, die vorschlagen, Betreuungsgutschriften nicht nur für die
Kindererziehung, sondern auch für die Betreuung pflegebedürftiger und alter
Angehöriger einzuführen. 1

POSTULAT
DATUM: 17.03.1989
MARIANNE BENTELI

Ein gut funktionierendes Rettungswesen könnte in der Schweiz jedes Jahr rund 1500
Todesfälle vermeiden helfen. Dies schrieb die Vereinigung Schweizer Notärzte (VSN) in
einer Pressemitteilung, in der sie die ihrer Ansicht nach gravierenden Mängel im
Schweizer Rettungswesen anprangerte. Sie verlangte, die Rettungsdienste seien auf
kantonaler und regionaler Ebene zu organisieren und zu koordinieren und müssten
allgemein professioneller arbeiten. Gleichentags wie die Notärzte startete auch der
Landesring eine breite Aktion zur Verbesserung des Rettungswesens. Im Parlament
forderte Nationalrat Günter (ldu, BE; Po. 91.3273) den Bundesrat in einem Postulat auf,
sich bei den Sanitätsdirektoren der Kantone für eine Koordination und Verbesserung
der Bodenrettung einzusetzen. Das Postulat wurde nach dem Ausscheiden Günters aus
dem Rat abgeschrieben. 2

POSTULAT
DATUM: 16.09.1991
MARIANNE BENTELI

Ein Ende 2013 im Nationalrat eingereichtes Postulat Kessler (glp, SG) zur Evaluation der
Fallpauschalen wurde in der Frühjahressession 2014 angenommen. Mit dem Vorstoss
wollte die Patientenschützerin vom Bundesrat wissen, wie die zwei Jahre zuvor
eingeführten Fallpauschalen (DRG; Diagnosis Related Groups) wirken. Dabei soll
überprüft werden, ob die Versorgungskontinuität, eine hohe Qualität sowie die
Patientensicherheit gewährleistet sind, und ob es weiterer Massnahmen zur
Verbesserung derselben bedarf. Kritisiert wurde insbesondere die frühe Entlassung von
Patientinnen und Patienten aus der Spitalpflege. Rehabilitationszentren,
Übergangspflege und Pflegeheime hätten nicht genügend qualifiziertes Personal, um
intensiv Pflegebedürftige adäquat zu betreuen. In einer Präsentation des
Spitalverbandes H+ wurden die DRG positiv bewertet. Die Systemeinstellung habe sich
bewährt. Dem stand allerdings eine Studie der Universität Zürich entgegen, in welcher
sich die Forschenden bei Spitalärzten erkundigt hatten und feststellten, dass die Ärzte
frühen Spitalaustritten gegenüber skeptisch eingestellt sind. So wurde denn auch die
Kritik vorgebracht, dass aufgrund steigenden Druckes der Spitalleitungen Patientinnen
und Patienten teilweise zu früh entlassen werden. Die Patientensicherheit und eine
hohe Qualität der Behandlungen seien nur gesichert, wenn alle Schnittstellen und die
Pflege-Nachfolgeinstitutionen bei den vorzunehmenden Erhebungen miteinbezogen
werden, so die Postulantin. Der Bundesrat hatte das Postulat zur Annahme empfohlen,
weil bereits entsprechende Untersuchungen im Gange seien, namentlich im Rahmen
der Evaluation des Krankenversicherungsgesetzes (KVG). 3

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Mit einem Postulat griff Nationalrat Regazzi (cvp, TI) abermals die umstrittene Anti-
AIDS-Kampagne des Bundesamts für Gesundheit (BAG) aus dem Jahr 2014 auf. Der
Bundesrat sollte beauftragt werden, einen unabhängigen Expertenbericht vorzulegen,
in dem die theoretischen Grundlagen der Stiftung Sexuelle Gesundheit Schweiz (SGS)
zur sexuellen Entwicklung von Kindern und Jugendlichen hinterfragt und allenfalls neu
beurteilt werden sollten. Auslöser für die weitere Auseinandersetzung mit dieser
Thematik waren unter anderem Antworten des Bundesrates auf zwei Interpellationen
(Ip. 14.3421, Ip. 14.3419). Diese waren zu Beginn der Kampagne eingereicht worden und
griffen einerseits Bedenken aus der Bevölkerung auf – so war gegen die Kampagne eine
Petition lanciert worden – und beruhten andererseits auf dem Unmut, welcher die EVP
über die Kampagne zum Ausdruck brachte. In den Stellungnahmen des Bundesrates
wurde auf Expertenmeinungen aus der SGS zurückgegriffen, die der Anti-AIDS-
Kampagne keinen Einfluss auf die sexuelle Entwicklung von Kindern und Jugendlichen
zuschrieben. Der Postulant stellte dies jedoch in Frage und verlangte, dass die von der
SGS angewandten Grundlagen im Bereich der sexuellen Entwicklung neu beurteilt
werden sollten. Dies solle durch ein von der SGS losgelöstes Gremium bestehend aus
Fachpersonen aus den Bereichen Psychologie, Pädagogik und Medizin vorgenommen
werden. In seiner Begründung gab Regazzi zudem einer ganz generellen Kritik an der
SGS Ausdruck. 
Der Bundesrat beantragte das Postulat zur Annahme und stellte in Aussicht, eine solche
Expertengruppe nicht nur um weitere Fachpersonen zu ergänzen, sondern auch die
EDK, die EKKJ und die EKSG mit in die Expertengruppe zu integrieren. Zudem betonte
er, dass die internationale Forschung zum Thema sexuelle Gesundheit und Standards
der WHO ganz grundlegend von vielen Expertinnen, Experten und Organisationen als
Orientierung verwendet würden. So sei es auch angezeigt, die Grundlagen im Bereich
der sexuellen Gesundheit von Minderjährigen zu vertiefen, wofür im Rahmen der
bestehenden Finanzierungsmöglichkeiten Ressourcen freigemacht werden sollten. So
könnten nicht nur die Materialien der SGS untersucht werden, sondern auch eine
Gesamtübersicht über die sexuelle Entwicklung im Jugendalter in den Bericht integriert
werden.
Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat das Postulat im März 2015 an. 4

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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